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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das aktuelle Regierungsübereinkommen „Jetzt das Richtige tun. Für Österreich.“ sieht die Etablierung von 
Klimachecks in der Wirkungsorientierten Folgenabschätzung (WFA) durch das geplante Klimagesetz vor. 
Dieses Vorhaben wurde nun bereits mit dem Budgetbegleitgesetz 2025, BGBl. I Nr. 25/2025 umgesetzt, 
das in Art. 51 eine Änderung des Bundeshaushaltsgesetzes 2023 (BHG 2013) beinhaltet, mit der im System 
der wirkungsorientierten Folgenabschätzung (WFA) eine neue Wirkungsdimension Klima eingeführt wird. 

Mit der neuen Wirkungsdimension Klima wird auch der Meilenstein 157 des nationalen Aufbau- und 
Resilienzplans im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität der Europäischen Kommission umgesetzt. 
Damit soll den Entscheidungsträger:innen ein Instrument zur Hand gegeben werden, mit dem diese am 
Weg zur Erreichung der Klimaneutralität auf eine verbesserte Darstellung der Folgen und Auswirkungen 
eines Vorhabens zurückgreifen können. Dabei sind sowohl positive als auch negative Auswirkungen 
abzuschätzen. Die eigene Wirkungsdimension Klima soll somit ermöglichen, dass die Auswirkungen von 
Vorhaben auf die Treibhausgasemissionen umfassender, klarer und verständlicher dargestellt werden. Die 
Auswirkungen des Klimawandels sind sektorenübergreifend spürbar und haben einen signifikanten 
Einfluss auf Leben, Wohlstand und Wirtschaft. Durch den Klimawandel steigt etwa die Häufigkeit, sowie 
die Intensität von Extremwetterereignissen, wodurch Gesellschaft, Umwelt und Wirtschaft gefährdet sind. 
Gleichzeitig verändert der Klimawandel die Rahmenbedingungen etwa im Tourismus, in der 
Energiewirtschaft, in der Landwirtschaft und vielfach auch dem täglichen Leben von in Österreich lebenden 
Menschen. Deshalb kommt der Transparenz der Auswirkungen eines Vorhabens auf die 
Anpassungsfähigkeit gegenüber den Effekten des Klimawandels immer mehr Bedeutung zu. So sind 
zukünftig Vorhaben auch auf deren Auswirkungen auf die Anpassungsfähigkeit von gesellschaftlichen und 
natürlichen Systemen an die Auswirkungen des Klimawandels in Österreich abzuschätzen. Dafür soll mit 
der gegenständlichen Verordnung die Abschätzung und Darstellung der Auswirkungen auf das Klima in 
zwei Subdimensionen geregelt werden. Einerseits die Auswirkungen auf die zukünftigen 
Treibhausgasemissionen und die Kohlenstoffspeicherung und andererseits die Auswirkungen eines 
Vorhabens auf die Anpassungsfähigkeit an den Klimawandel. 

Damit die neue Wirkungsdimension Klima effektiv und unbürokratisch angewendet werden kann, soll mit 
dieser Verordnung eine Klimacheck-Servicestelle im Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 
Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft unter Mitarbeit des Umweltbundesamtes 
eingerichtet werden. Diese soll konkrete Unterstützungsangebote für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller 
Ressorts anbieten, um die Wirkungsdimension Klima der WFA effektiv und effizient zur Anwendung zu 
bringen und fachlich fundierte Ergebnisse zu erzielen. 

Die Details und die konkreten Fragen zur Abschätzung der Auswirkungen auf die Treibhausgase und die 
Anpassungsfähigkeit an die Folgen des Klimawandels werden in den Anlagen der WFA-Klima-
Verordnung festgelegt, wobei bei der Subdimension der Anpassungsfähigkeit auf qualitative 
Beschreibungen abgestellt wird und bei den Treibhausgasen eine quantitative Abschätzung im Vordergrund 
stehen soll. Um diese zu vereinfachen bzw. qualitativ zu verbessern, wird die Klimacheck-Servicestelle ein 
WFA-Klimachecktool erarbeiten und betreuen. 

Die neue Wirkungsdimension Klima und die Bestimmungen der gegenständlichen Verordnung gliedern 
sich in das existierende System der WFA ein und lassen eine friktionsfreie Eingliederung in die gewohnte 
Verwaltungspraxis erwarten. 

Um die neue Wirkungsdimension umzusetzen, werden neben der neu zu erlassenden WFA-Klima-
Verordnung, Änderungen in der WFA-Umwelt-Verordnung, BGBl. II Nr. 493/2012, notwendig, damit die 
bereits in der Wirkungsdimension Umwelt enthaltenen Klimaaspekte herausgelöst werden können. Parallel 
zu dieser Verordnung sind Anpassungen in der WFA-Grundsatz-Verordnung, BGBl. II Nr. 489/2012, 
zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 67/2015 notwendig, damit u.a. die neue Wirkungsdimension Klima 
samt Wesentlichkeitskriterium verankert werden kann.  
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Besonderer Teil 

Artikel 1 

WFA-Umwelt-Verordnung – WFA-UV 

Zu Z 1 (Langtitel): 

Die Anpassung des Langtitels ist auf Grund der Novelle des Bundesministeriengesetz 1986 geboten. 

Zu Z 2 (§ 4): 

Das BHG 2013 setzt den 1. Jänner 2026 als Datum fest, ab dem die Wirkungsdimension Klima zur 
Anwendung kommt. Das Inkrafttreten dieser Novelle hat diesem Datum und jenem der WFA-KlimaV zu 
entsprechen. 

Zu Z 3 (Anlage 1 zu § 2): 

Die bestehenden Klimaelemente sind aus den Fragen für die vereinfachte Abschätzung zu streichen. 

Zu Z 4 (Anlage 2 zu §3): 

Die bestehenden Klimaelemente sind aus den Fragen für die vertiefende Abschätzung im Punkt 1 zu 
streichen. 

Artikel 2 

WFA-Klima-Verordnung – WFA-KlimaV 

Zu § 1: 

Mit § 1 soll der Gegenstand dieser Verordnung klar umrissen werden, wobei dieser und der 
Vorhabensbegriff den Bestimmungen des WFA-Systems entspricht und ähnlich in Verordnungen für 
andere Wirkungsdimension zu finden ist. 

Zu § 2: 

Es soll festgelegt werden, dass der Geltungsbereich der Wirkungsdimension zwei Subdimensionen umfasst. 
Einerseits die Auswirkungen auf die zukünftigen Treibhausgasemissionen und die Kohlenstoffspeicherung, 
wie sie in der nationalen Treibhausgasinventur Österreichs abgebildet werden, andererseits die 
Auswirkungen auf die Fähigkeit sich an die Folgen des Klimawandels anzupassen. 

Unter Kohlenstoffspeicherung sind einerseits natürliche Treibhausgassenken zu verstehen, die im 
Zusammenhang mit einer Landnutzungsänderung oder der Änderung des Kohlenstoffvorrates in der Ober-
/unterirdischen Biomasse und dem Boden (Mineralboden und organischer Boden) entstehen. Andererseits 
sind auch technische Senken wie CCS und andere Technologien als Kohlenstoffspeicherung zu verstehen. 
Trotz des Wortes „gegebenenfalls“ fallen Auswirkungen auf die Kohlenstoffspeicherung jedenfalls unter 
den Geltungsbereich dieser Verordnung. Es soll damit der politische Wunsch der primären 
Treibhausgasreduktion widergespiegelt werden. 

Haushaltsleitendes Organ ist ein Begriff aus dem Haushaltsrecht und wird in § 6 BHG 2013 aufgelistet, 
wobei Bundesminister und Bundesministerinnen, die mit der Leitung eines Bundesministeriums betraut 
sind, jedenfalls darunter zu verstehen sind. Der geplante Vorhabensbegriff entspricht jenem des WFA-
Systems. 

Zu § 3: 

Die Definition von Treibhausgasemissionen entspricht Artikel 3 Abs. 1 der Effort-Sharing-VO 
(Verordnung (EU) 2018/842). 

Die Definition von Tonne Kohlenstoffdioxid-Äquivalent entspricht dem internationalen und europäischen 
Standard und entspricht der nationalen Gesetzgebung in § 3 Z 7 des Emissionszertifikategesetzes 2011 – 
EZG 2011. 

Die Definition der IT Anwendung des WFA-Klimachecktool soll dabei helfen dieses zusätzliche 
Instrument, das von der Klimacheck-Servicestelle im Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 
Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft bereitgestellt wird, von jener IT Anwendung 
zu unterscheiden, die vom Bundeskanzleramt und dem Bundesministerium für Finanzen gemäß § 13 WFA-
GV für die vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung und die wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung bereitgestellt wird. 

Der Begriff des Treibhausgas „Lock-in“ Effekt entstammt aus der Wirtschaftswissenschaft und kommt 
nunmehr häufig im Bereich der Klimapolitik zur Anwendung um gewisse Effekte zu beschreiben. So 
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warnte beispielsweise der europäische wissenschaftliche Beirat für Klimawandel 2024 davor, dass der 
Einsatz von Technologien zur CO2-Abscheidung sowie von Wasserstoff nicht zu Lock-in-Effekten in 
Bezug auf die Erdgasinfrastruktur führen sollten. 

Zu § 4: 

Auch wenn der Begriff des Klimachecks vielfältig verwendet wurde und auch über das WFA-System 
hinaus zur Anwendung kommt, soll die Abschätzung der Auswirkungen auf das Klima eines Vorhabens 
gemäß dieser Verordnung, im Rahmen der wirkungsorientierten Folgenabschätzung gemäß §17 Abs. 2 
BHG 2013 erfolgen. 

Sowohl bei der Beantwortung der Fragen zur Abschätzung der Auswirkungen als auch bei der Darstellung 
der Antworten ist aktiv darauf zu achten, dass unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen 
Geschlechter berücksichtigt und beispielsweise getrennt dargestellt werden. 

Mit dem Fortschreiten des Klimawandels können sich die Auswirkungen eines Vorhabens bei sich 
dynamisch und rasch veränderten Gegebenheiten unterschiedlich auswirken. Dies ist bei der Durchführung 
der Abschätzung der Auswirkungen auf das Klima zu berücksichtigen. 

Zu § 5: 

Entsprechend der WFA-Systematik soll zu Beginn der Abschätzung eine generelle Prüfung durchgeführt 
werden, ob das Vorhaben grundsätzlich Auswirkungen auf die zwei Subdimension haben kann. Diese 
Vorprüfung dient dazu den bürokratischen Aufwand so gering wie möglich zu halten und Vorhaben ohne 
Auswirkungen auf das Klima von der weiteren Abschätzung auszunehmen. Bei dieser Prüfung soll die 
Klimacheck-Servicestelle des BMLUK dabei unterstützend wirken und die Adäquanz der Prüfung im 
Dialog sicherstellen. 

Zu § 6: 

Vorgaben und Fragen in Anlage 1 sollen eine erste Abschätzung liefern und behilflich sein um 
abzuschätzen, ob ein Wesentlichkeitskriterium gemäß Anlage 1 der WFA-GV in einer Subdimension erfüllt 
wird. 

Zu § 7: 

Es ist vorgesehen, dass wenn zumindest ein Wesentlichkeitskriterium gemäß Anlage 1 der WFA-GV in 
einer Subdimension voraussichtlich erfüllt wird, die Auswirkungen aufs Klima gemäß den Vorgaben und 
Fragen der Anlage 2 dieser Verordnung darzustellen sind. 

Zu § 8: 

Wie die Auswirkungen auf andere Wirkungsdimensionen auch ist in der Ergebnisdarstellung bei den 
Klimaauswirkungen ebenfalls ein eigener Abschnitt vorzusehen. Die Aufgliederung der Auswirkungen auf 
die Treibhausgasemissionen und Kohlenstoffspeicherung auf die Geltungsbereiche der unterschiedlichen 
Unionsrechtsakte dient dazu transparent zu machen, in welchem Regime die Auswirkungen auftreten und 
um eine allfällige Budgetwirksamkeit darstellen zu können. Emissionen, die durch eine Tätigkeit gemäß 
Anhang 1 der EU-Emissionshandelsrichtlinie entstehen, werden ausschließlich unter einem EU weit 
einheitlichem System geregelt und haben somit keine Auswirkung auf die Erreichung der nationalen 
Klimaziele Österreichs unter der EU-Lastenteilungsverordnung oder der LULUCF-Verordnung 
(Verordnung über Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft, Verordnung (EU) 2018/841). 
Mit der Festlegung einer neuen Klimazielarchitektur für die Jahre nach 2030 könnte eine Anpassung dieser 
Bestimmung und der zitierten Unionsrechtsakte notwendig werden. 

Zu § 9: 

Der Zeitpunkt und der Ablauf für die Durchführung der Abschätzung soll exakt jenen für das bestehende 
WFA-System entsprechen. 

Zu § 10: 

Mit dieser Verordnung soll eine Wirkungsdimension eingerichtet werden, die für die Anwender:innen neu 
ist und in Einzelfällen komplexe und herausfordernde Abschätzungen und Einschätzungen verlangt. Um 
diese Abschätzungen an Hand vorhandener oder leicht zu ermittelnder Daten effizient und aussagekräftig 
durchführen zu können, soll als Unterstützung eine Klimacheck-Servicestelle im BMLUK eingerichtet 
werden, die mit der fachlichen Unterstützung der Umweltbundesamt GmbH aktiv den WFA-
Anwender:innen ihr Know-How anbieten wird. Dafür soll auch ein WFA-Klimachecktool samt Leitfaden 
erarbeitet und angeboten werden, der bei der Abschätzung der Auswirkungen auf das Klima unterstützen 
soll. Das Wissen der kompetenten Stellen im BMF kann für die Erarbeitung des WFA-Klimachecktools 
hilfreich sein, weshalb diese regelmäßig über den aktuellen Stand informiert werden. Die Servicestelle soll 
auch die Qualität der Abschätzungen sicherstellen um eine Vergleichbarkeit der WFAs zu ermöglichen. 
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Zu § 11: 

Die Vorgaben zur internen Evaluierung entspricht dem bestehenden WFA System. 

Zu § 12: 

Das BHG 2013 setzt den 1. Jänner 2026 als Datum fest, ab dem die Wirkungsdimension Klima zur 
Anwendung kommt. Das Inkrafttreten dieser Verordnung hat diesem Datum zu entsprechen. 

Zu Anlage 1: 

Die Struktur und die Formulierung der Fragen in dieser Anlage sind in Anlehnung an bestehende Fragen 
zur vereinfachten Abschätzung der Auswirkungen in der geltenden WFA-UmweltV und anderen WFA-
Verordnungen (bspw. WFA-GWV, WFA-VKV, WFA-SV, WFA-KV) entwickelt worden. 

In der vereinfachten Abschätzung soll unter der Überschrift „Treibhausgase“ eine erste Abschätzung 
stattfinden, ob und welche (möglichst quantitativen) Auswirkungen auf die zukünftigen Treibhausgase oder 
Kohlenstoffspeicherung zu erwarten sind. In der vereinfachten Abschätzung soll unter der Überschrift 
„Anpassungsfähigkeit“ eine erste Abschätzung stattfinden, ob und welche Auswirkungen auf die Fähigkeit 
sich gegenüber den Folgen des Klimawandels anzupassen zu erwarten sind. Dabei sollen die Folgen des 
Klimawandels umfangreich betrachtet werden. Die Beispiele im Klammerausdruck sind nicht abschließend 
zu verstehen, sondern dienen der Gedankeninspiration. In dieser Subdimension sind die Auswirkungen 
eines Vorhabens auf die Anpassungsfähigkeit und nicht die Auswirkungen des Vorhabens auf die Folgen 
des Klimawandels abzuschätzen. 

Zu Anlage 2: 

Die zentrale Frage bei der vertieften Abschätzung der Treibhausgasemissionen und 
Kohlenstoffspeicherung ist jene auf die Auswirkungen auf die österreichische Treibhausgasinventur. Dabei 
kann es in manchen Fällen vorkommen, dass die wirklichen Auswirkungen nicht in den nächsten Jahren, 
sondern erst ab der Realisierung des Vorhabens entstehen. Mit dem Beschluss der gesetzlichen Grundlage 
für den Bau eines großen Infrastrukturprojekts, realisieren sich noch wenige Auswirkungen, da 
beispielsweise zuerst noch die Projektierung und Planung vorgenommen werden muss. Deshalb sollen erst 
jene Auswirkungen abgeschätzt werden, die mit Beginn der Realisierung des Vorhabens entstehen. 

Die Vorgaben für die Erstellung von nationalen Treibhausgasinventuren sind im Rahmen der 
Berichterstattung an die UNFCCC durch die Leitlinien des IPCC klar definiert. Die Zuordnung der 
nationalen Treibhausgasemissionen und Kohlenstoffspeicherung erfolgt entsprechend den folgenden 
Hauptsektoren (Energie, industrielle Prozesse, Land- und Forstwirtschaft, Abfall). Mit der Frage nach 
Auswirkungen, die nicht in der Treibhausgasinventur abgebildet werden, soll u.a. dem Ansatz der 
konsumbasierten Emissionen Rechnung getragen werden. Bei diesem Ansatz werden die gesamten 
Treibhausgasemissionen, die durch den Konsum von Gütern und Dienstleistungen entstehen, unabhängig 
davon, wo diese Güter produziert oder Dienstleistungen erbracht wurden. Sie umfassen sowohl die direkten 
Emissionen, die bei der Produktion im Inland anfallen, als auch die indirekten Emissionen, die durch 
Importe und die damit verbundenen Produktionsprozesse entstehen. Die Frage nach Treibhausgas Lock-in 
Effekten stellt darauf ab, dass mögliche Abhängigkeiten dargestellt werden sollen. Ein Bespiel für einen 
Treibhausgas Lock-in Effekt wären zum Beispiel Investitionen in neue Gasfelder, da diese zu einer 
Pfadabhängigkeit führen und es aus wirtschaftlichen Gründen Interesse gibt, diese Infrastrukturen über 
viele Jahre zu nutzen. 

Das Wesentlichkeitskriterium zur Anpassungsfähigkeit in der WFA-GV stellt auf die Österreichische 
Strategie zur Anpassung an den Klimawandel (Anpassungsstrategie für Österreich) ab. Die übergeordneten 
Ziele der Aktivitätsfelder der Anpassungsstrategie sollen auch herangezogen werden, um die 
Auswirkungen eines Vorhabens auf die Anpassungsfähigkeit abzuschätzen und zu beschreiben. Es sollen 
jene Fragen beantwortet werden, die dem Aktivitätsfeld entsprechen, in dem die Auswirkungen eines 
Vorhabens relevant sind. Somit sind nicht unbedingt die Fragen aller Aktivitätsfelder zu beantworten. Ziel 
dieser Beantwortung ist es, die Auswirkungen auf die Anpassungsfähigkeit des speziellen Aktivitätsfelds 
so präzise und verständlich wie möglich zu beschreiben. Da es sich bei den unterschiedlichen 
Aktivitätsfeldern teilweise um komplexe Systeme handelt und die Auswirkungen auf die 
Anpassungsfähigkeit von Gesellschaft, Wirtschaft und natürlichen Systemen sehr breit gedacht werden 
müssen, sollen die unterstützenden Fragen helfen, möglichst viele Aspekte eines Aktivitätsfeldes in die 
Abschätzung einzubeziehen, auch wenn diese vielleicht nicht sofort auf der Hand liegen. Die erste 
allgemein gestellte Frage des jeweiligen Aktivitätsfelds ist jedenfalls zu beantworten, wenn das 
Aktivitätsfeld für das Vorhaben relevant ist. Die folgenden spezifischen Fragen können beantwortet 
werden, sofern der jeweilige Aspekt für das Vorhaben relevant ist. Diese sollen als Beispiele dienen und 
sind keineswegs abschließend zu verstehen. Besonders bei der Forstwirtschaft soll auf die positiven 
Auswirkungen hingewiesen werden, die zwar nicht die Anpassungsfähigkeit betreffen, aber durch die 
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Bereitstellung von Rohstoffen des Waldes, insbesondere Holz, und der Substitution klimaschädlicherer 
Materialien durch die Verwendung von Holz ausgelöst werden. 


